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Mustervorlagen finden Sie auf der Ehren-
amtsseite des Bistums Essen. Hier einige 
Beispiele: 

1.	 Vereinbarung über ehrenamtliche 
Tätigkeit 

2.	 Verpflichtungserklärung zum Daten-
geheimnis gemäß  
§ 5 KDG 

3.	 Erstkontaktbogen Ehrenamt 

Informationen und Zuständigkeiten, 
Datenschutzbeauftragter  
Unter bestimmten Voraussetzungen müs-
sen die Träger einen eigenen Datenschutz-
beauftragten benennen. Erkundigen Sie 
sich in Ihrer Pfarrei oder Ihrem (Jugend-)
Verband, ob es einen betrieblichen Daten-
schutzbeauftragten gibt, welcher für Sie 
und Ihre Fragen zuständig ist.

Ansprechpartner für das Bistum Essen:

Bei Fragen zum Datenschutz hilft Ihnen unser  
betrieblicher Datenschutzbeauftragter  
gern weiter:  
 
Stefan Hänel 
Bistum Essen, Zwölfling 16, 45127 Essen  
Tel.: 0201-2204-985  
datenschutzbeauftragter@bistum-essen.de 
www.bistum-essen.de 

 
Für die Überwachung und Prüfung des kirchlichen 
Datenschutzes ist die Datenschutzaufsicht zuständig. 
In Deutschland gibt es insgesamt fünf solcher Stellen. 
Diese dienen auch als Beschwerdestelle für Betroffe-
ne. Für das Bistums Essen ist zuständig:  
 
Katholisches  
Datenschutzzentrum (KdÖR)  
Brakeler Hellweg, 144 44309 Dortmund  
www.katholisches-datenschutzzentrum.de



3

Die Zeiten haben sich geändert: Das In-
ternet mit seinen Möglichkeiten macht es 
auch Menschen leicht, die uns gegenüber 
nicht unbedingt beste Absichten haben, 
herauszufinden, wo wir wohnen, wer zu 
unserer Familie gehört, wo wir arbeiten, 
wann wir im Urlaub sind. Dazu braucht es 
nur ein paar unscheinbare Daten wie Name 
und Vorname, die sich auf so mancher 
zufälligen Liste finden. Der technologi-
sche Fortschritt (Tracking, personalisierte 
Werbung, etc.) führte dazu, dass Daten in 
einem Maße genutzt werden, wie wir es 
früher nicht kannten. Mit den Möglichkei-
ten des Internets sind Bilder von Personen 
schnell identifiziert, Daten zugeordnet und 
weitergegeben. Dies kennt sicherlich jeder 
aus seinem privaten Alltag.

Nun, um es deutlich zu sagen: Der Daten-
schutz, wie wir ihn verstehen, will nicht in 
erster Linie die „Daten“ an sich schützen, 
sondern Sie selbst, Ihre informationelle 
Selbstbestimmung! Alle von uns getrof-
fenen Maßnahmen haben die Absicht, Sie 
vor übergriffigen Menschen und Firmen 
zu schützen. Sie sollen genau wissen und 
bestimmen können, wer welche Angaben 
von Ihnen hat, was er mit diesen Daten 
machen darf und was nicht, an wen und 
warum sie weitergegeben werden dürfen. 
Sie sollen es in der Hand haben! 

Wichtig zu beachten ist hierbei, dass die 
Rechtsprechung im Datenschutz einem 
permanenten Wandel unterliegt. Diese 
Broschüre kann dementsprechend lediglich 
einen ersten Überblick über relevante As-
pekte sowie Anregungen zum Umgang mit 
verschiedenen Themen liefern; eine aus-
führliche Rechtsberatung im Einzelfall kann 
hierdurch nicht ersetzt werden.

Weiterführende aktuelle Detail-Informatio-
nen, Musterbögen etc. finden sich auf der 
Ehrenamts-Homepage des Bistums; für 
konkrete Fragen und Anliegen steht zudem 
der Datenschutzbeauftragte des General-
vikariats und der Kirchengemeinden gerne 
zur Verfügung.

I. Als Erstes und Wichtigstes:
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Wie hängen die europäische Gesetzgebung 
und die kirchlichen Maßnahmen zum Daten-
schutz zusammen? Hier ein kurzer Überblick: 

 
Europa: 

•	 Alle Datenschutzgesetzgebungen haben 
ihren Ursprung in der EU Charta der 
Menschenrechte (2000) (Grundlagen 
des Datenschutzes) 

•	 Am 25. Mai 2018 trat die neue Daten-
schutz-Grundverordnung der EU 
(DSGVO)in Kraft. 

•	 Die DSGVO ist seitdem für alle EU-
Staaten einheitlich rechtlich bindend. 
(Einführung nationaler Gesetze)  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Katholische Kirche in Deutschland: 

•	 Die Katholische Kirche hat von ihrem in 
Art. 91 EU-DSGVO verankerten Recht 
Gebrauch gemacht und die bereits 
bestehenden datenschutzrechtlichen 
Regelungen in Einklang mit der EU-DS-
GVO gebracht. Als staatlich anerkann-
ter Religionsgemeinschaft steht auch 
der Katholischen Kirche in Deutschland 
ein verfassungsmäßig garantiertes 
Selbstverwaltungsrecht zu. 

•	 Für kirchliche Einrichtungen gilt seit 
dem 24. Mai 2018 das KDG, das Ge-
setz über den Kirchlichen Daten-
schutz; es trat am 24. Mai 2018 in 
allen deutschen (Erz-)Diözesen in Kraft. 

 
Bistum Essen:

•	 die Diözese Essen führte am 17. Januar 
2018 die diözesane Fassung des KDG 
ein und veröffentlichte diese am vom 
19. Januar 2018 im Amtsblatt 2 

•	 Das KDG finden Sie hier:  
https://ehrenamt.bistum-essen.de/filead-
min/redaktion/Download_Center/KDG-
Dioezese-Essen-vom-17.01.2018.pdf

II. Damit Sie Bescheid wissen: 
	  Die EU und mein kirchliches Ehrenamt  
	  im Bistum Essen. 
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Wer sich mit den Fragen des Datenschut-
zes beschäftigt, der wird immer wieder 
auf bestimmte Begriffe und Wendungen 
stoßen. Diese sollten hier zum besseren 
Verständnis geklärt werden.  

•	 Für wen gilt das KDG?  
Das kirchliche Datenschutzgesetz gilt 
für alle kirchlichen Rechtsträger: Kir-
chengemeinden, kirchliche Stiftun-
gen, Einrichtungen und Verbände. Das 
bedeutet, dass auch alle, die bei einem 
dieser Rechtsträger ein Ehrenamt aus-
üben, dieses Gesetz beachten müssen. 

•	 Wer ist „der Verantwortliche“?  
In der Regel ist dies der gesetzliche Ver-
treter des kirchlichen Rechtsträgers (bspw. 
in der Kirchengemeinde der Pfarrer mit 
dem Kirchenvorstand); die entsprechen-
den Regelungen finden sich in der jeweili-
gen Satzung/dem jeweiligen Statut.  

•	 Wer ist eine „betroffene Person“?  
Die „betroffene Person“ im Sinne der 
KDG, ist jede natürliche Person, deren 
personenbezogene Daten verarbeitet 
werden und diese bestimmen können. 

•	 Welche Rechte hat die  
„betroffene Person“?  
Personen, deren personenbezogene 
Daten verarbeitet werden oder wurden, 
haben das Recht auf 

1.	 Auskunft (welche Daten erhoben 
wurden und zu welchem Zweck) 

2.	 Berichtigung 

3.	 Löschung 

4.	 Einschränkung der Verarbeitung.  

Sollte eine betroffene Person ihr Recht 
einfordern, muss diesem Wunsch un-
mittelbar Folge geleistet werden.  
 

III. Grundfragen und Definitionen 
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•	 Was sind „personenbezogene Daten“? 
Personenbezogene Daten sind sämtliche 
Informationen, die sich auf eine be-
stimmte identifizierte und identifizierbare 
natürliche Person beziehen. Das können 
zum Beispiel der Name oder die Adresse 
sein, eine Emailadresse, Telefonnummer, 
aber auch ein Porträtfoto, oder ein Video. 
  

•	 Was bedeutet  
„Verarbeitung von Daten“  
Der Begriff „Datenverarbeitung“ um-
fasst alles, was man mit Daten machen 

kann. Darunter fällt das Erheben, das 
Erfassen, die Organisation, das Ordnen, 
die Speicherung, die Anpassung oder 
Veränderung, das Auslesen, das Abfra-
gen, die Verwendung, die Offenlegung 
durch Übermittlung, Verbreitung oder 
eine andere Form der Bereitstellung, 
den Abgleich oder die Verknüpfung, die 
Einschränkung, das Löschen oder die 
Vernichtung der personenbezogenen 
Daten. Dies bezieht sich zum Beispiel 
auf die Erstellung von Mitglieder-, An-
wesenheits-, Sammel-Listen. 

§ 7 Grundsätze für die Verarbeitung personenbezogener Daten 
 
Personenbezogene Daten müssen: Praktisch umgesetzt, bedeutet es etwa:

Rechtmäßigkeit, Transparenz 
a) auf rechtmäßige und in einer für die 
betroffene Person nachvollziehbaren 
Weise verarbeitet werden;

 
Wer Daten erhebt, ist an die geltenden Gesetze 
gebunden und die betroffenen Personen haben ein 
Anrecht darauf zu wissen, dass und wie die recht-
lichen Spielregeln eingehalten werden. Es muss 
transparent gemacht werden, wofür, zu welchem 
Zweck die Daten benötigt werden, wie und wo sie 
verarbeitet werden. Wer die Daten erhebt, muss 
auch jederzeit in der Lage sein, dies den Ehren-
amtlichen zu erklären, die das Formular ausfüllen.

Zweckbindung 
b) für festgelegte, eindeutige und 
legitime Zwecke erhoben werden und 
dürfen nicht in einer mit diesen Zwe-
cken nicht zu vereinbarenden Weise 
weiterverarbeitet werden;

 
Die Mail-Adresse, Telefonnummer darf nur zu 
dem Zweck verwendet werden, die bei ihrer Er-
fassung auch deklariert worden ist. Sie darf also 
nicht ungefragt in allgemeine Verteiler eintragen, 
zu einem anderen Zweck, oder gar an Dritte 
weitergegeben werden. Die Einwilligung, Fotos 
aus einer Veranstaltung anderen Teilnehmenden 
zur Verfügung zu stellen, beinhaltet also nicht 
automatisch, diese Fotos für die Bewerbung der 
Folgenveranstaltung nutzen zu dürfen.

•	 Nach welchen Grundsätzen dürfen personenbezogene Daten verarbeitet werden?  
Der § 7 des KDG regelt sehr klar, welche Grundsätze bei der Verarbeitung der personenbe-
zogenen Daten beachtet werden müssen. Folgende Tabelle führt die sechs Grundsätze der 
Verarbeitung auf (links) und erklärt deren Anwendung mit passenden praktischen Beispielen:
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Datenminimierung 
c) dem Zweck angemessen und er-
heblich sowie auf das für die Zwecke 
der Verarbeitung notwendige Maß 
beschränkt sein; insbesondere sind 
personenbezogene Daten zu anony-
misieren oder zu pseudonymisieren, 
soweit dies nach dem Verwendungs-
zweck möglich ist und der Aufwand 
nicht außer Verhältnis zum angestreb-
ten Schutzzweck steht;

 
Sind die Angaben und Daten, die erhoben werden 
auch dem Zweck entsprechend – oder gehen sie 
weit darüber hinaus? Sicher braucht man bei der 
Vorbereitung einer Ferienfreizeit die Kontaktad-
ressen, Bankverbindung und Angaben über Vor-
erkrankungen und Allergien der Teilnehmenden. 
Ganz sicher werden aber andere Angaben, wie 
zum Beispiel die Berufe der Eltern, oder Mitglied-
schaften in anderen Verbänden nicht dazu benö-
tigt. Erhoben wird nur, was wirklich gebraucht wird 
und sich legitimieren lässt.

Richtigkeit 
d) sachlich richtig und erforderlichen-
falls auf dem neuesten Stand sein; es 
sind alle angemessenen Maßnahmen zu 
treffen, damit personenbezogene Da-
ten, die im Hinblick auf die Zwecke ihrer 
Verarbeitung unrichtig sind, unverzüglich 
gelöscht oder berichtigt werden;

 
Die Daten auf Teilnehmerlisten, Anmeldeformu-
laren etc. müssen korrekt sein. Stellt aber der 
Veranstalter oder ein/e Teilnehmer/In fest, dass 
etwaige Angaben nicht stimmen, müssen diese 
korrigiert oder gelöscht werden (können).

Speicherbegrenzung  
e) in einer Form gespeichert werden, 
die die Identifizierung der betroffenen 
Personen nur so lange ermöglicht, wie 
es für die Zwecke, für die sie verarbei-
tet werden, erforderlich ist;

 
Einmal erhobene Daten dürfen nicht für alle Ewig-
keiten erhoben werden, sondern müssen nach be-
endeten Veranstaltungen wieder gelöscht werden.

Integrität und Vertraulichkeit  
f) in einer Weise verarbeitet werden, 
die eine angemessene Sicherheit der 
personenbezogenen Daten gewährleis-
tet, einschließlich Schutz vor unbefug-
ter oder unrechtmäßiger Verarbeitung 
und vor unbeabsichtigtem Verlust, un-
beabsichtigter Zerstörung oder unbe-
absichtigter Schädigung durch geeig-
nete technische und organisatorische 
Maßnahmen.

 
Freiwillig Engagierte müssen sich darauf verlassen 
können, dass die von ihnen hinterlegten Daten 
mit entsprechender Sorgfalt behandelt werden. 
Dazu gehört, dass der Zugriff auf die Daten nicht 
Unbefugten ermöglicht wird (Dass zum Beispiel 
die Listen der Zeitschriftabonnenten nicht im 
Pfarrheim frei und von allen einsehbar herum-
liegen). Ebenso müssen die beliebten Cloud-
Speicherungsmöglichkeiten darauf hin überprüft 
werden, ob der gewählte Clouddienst den rechtli-
chen Anforderungen entspricht.

Quelle: KDG, Essen, 17. Januar 2018
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•	 Wann ist eine Datenverarbeitung 
rechtmäßig?  
Der Gesetzgeber spricht bei dem Thema 
Datenverarbeitung von einem Verbot mit 
Erlaubnisvorbehalt. Danach ist zunächst 
jede Verarbeitung von personenbezogenen 
Daten verboten – außer, es gibt dafür eine 
rechtliche Grundlage. Die bekannteste 
davon ist die Einwilligung, also die Bestä-
tigung der betroffenen Person: Ja, meine 
Daten dürfen für diese bestimmten Zwe-
cke verwendet werden. 
 
Es gibt insgesamt sieben Begründungen (§ 
6 KDG), unter denen eine Datenverarbei-
tung rechtmäßig sein kann: 

1.	 Ein Gesetz oder eine andere Rechtsvor-
schrift (egal ob kirchlich oder staatlich) 
erlaubt die Datenverarbeitung oder ord-
net sie sogar an. Hier sind beispielhaft 
das KDG selbst oder die seitens des 
Bischofs erlassene Präventionsordnung 
zu nennen. 

2.	 Es liegt eine Einwilligung der betroffe-
nen Person (bei Kindern und Jugend-
lichen des/der Personensorgeberech-
tigten) vor. Genaueres zur Einwilligung 
siehe unten. 

3.	 Die Verarbeitung ist für die Erfüllung 
eines Vertrags, dessen Vertragspartei die 
betroffene Person ist, erforderlich. Unter 
diesen Rechtfertigungsgrund fällt z. B. 
die Verarbeitung von Mitgliederdaten bei 
einem Verein. Dazu gehört beispielswei-
se der Versand der Mitgliederzeitschrift 
oder der Einladung zur Weihnachtsfeier 
an die Vereinsmitglieder. 

4.	 Die Verarbeitung ist zur Erfüllung einer 
rechtlichen (gesetzlichen, nicht vertrag-
lichen) Verpflichtung erforderlich, der 
der Verantwortliche unterliegt. Hierzu 
zählen z. B. bestimmte gesetzliche 

Dokumentations- und Aufbewahrungs-
pflichten im Handels- und Steuerrecht. 

5.	 Die Verarbeitung ist erforderlich, um 
lebenswichtige Interessen der betroffe-
nen Person oder einer anderen natür-
lichen Person zu schützen. Gedacht ist 
hier beispielsweise an die Bewältigung 
von Epidemien oder Natur- und ähnli-
chen Katastrophen sowie an die Ab-
wehr von Seuchengefahren oder von 
Tötungs- und Körperverletzungsdelik-
ten im Wege vorbeugender Datenver-
arbeitung. Zum Beispiel erlaubt dies 
den BegleiterInnen einer Jugendferien-
freizeit, bekannte Vorerkrankungen an 
die Mitarbeitenden des Rettungsdiens-
tes weiterzugeben. 

6.	 Verarbeitung ist für die Wahrneh-
mung einer Aufgabe erforderlich, die 
im kirchlichen Interesse liegt oder in 
Ausübung öffentlicher Gewalt erfolgt, 
die der/dem Verantwortlichen übertra-
gen wurde. Hier reicht es NICHT aus, 
dass irgendein kirchliches Interesse 
besteht. Es muss sich um eine Aufgabe 
handeln, die der/dem Verantwortlichen 
tatsächlich übertragen wurde und die 
durch eine Rechtsvorschrift (z. B. das 
kirchliche Recht im Codex Iuris Cano-
nici) definiert ist. Diese Voraussetzung 
wird bei Jugendverbänden wohl eher 
nicht greifen. 

7.	 Die Verarbeitung ist zur Wahrung der 
berechtigten Interessen der/des Ver-
antwortlichen oder einer/eines Dritten 
erforderlich, sofern nicht die Interessen 
oder Grundrechte und Grundfreiheiten 
der betroffenen Person, die den Schutz 
personenbezogener Daten erfordern, 
überwiegen, insbesondere dann, wenn 
die betroffene Person minderjährig ist. 
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•	 Pflichten für die Mitwirkenden  
Alle Mitwirkenden müssen die Vorgaben des KDG beachten und die entsprechenden Re-
gelungen umsetzten. Hierfür gibt es verschiedene „Zuständigkeiten“:  
 

Pflichten der Verantwortlichen  
(Beispielhafte Aufzählung) 

1.	 Verpflichtungserklärung zum Da-
tenschutz von allen Mitwirkenden 
einholen (§ 5) 

2.	 Bei Datenerhebung (§§ 15, 16): 
Informationspflicht gegenüber den 
Betroffenen 

3.	 Führen eines Verzeichnisses für 
Daten-Verarbeitungen (§ 31) 

4.	 Technische und organisatorische Maß-
nahmen zum Schutz der Daten (§ 26) 

5.	 Information bei Auskunftsverlangen 
über gespeicherte Daten (§ 17) 

6.	 Meldung von Datenpannen an die 
Datenschutzaufsicht (§ 33)  

Pflichten jedes (ehrenamtlich) Mit-
arbeitenden (bei Umgang mit perso-
nenbezogenen Daten)

1.	 Vorab Verpflichtungserklärung zum 
Datenschutz (§ 5) abgeben 

2.	 Beachtung der Datensparsamkeit 
(nur notwendige Daten erheben!) 

3.	 Sorgfältiger Umgang mit Daten und 
Listen (kein Zugriff von Unbefug-
ten, sichere Ablage, Rückgabe oder 
sachgerechte Vernichtung, keine 
Speicherung auf privaten Geräten, 
kein ungesicherter Mailversand, be-
dachter Umgang mit Fotos)

4.	 Keine Nutzung der Daten  
für andere Zwecke 
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Auch Fotos und Videos gehören zu den perso-
nenbezogenen Daten, d.h. auch hier müssen 
die Betroffenen vorab informiert werden, 
dass Bilder gemacht werden und was mit die-
sen geschieht. Ebenso besteht ein Recht auf 
Löschung dieser Daten sowie auf Einschrän-
kung deren Verbreitung auf ausgewählte 
Kontexte und/oder Medien. Eine Einwilligung 
der abgebildeten Personen zur Veröffentli-
chung des Bildmaterials ist dringend geboten. 
 
Immer wieder begegnen uns im Zusammen-
hang mit Bildrechten verschiedene Perso-
nenzahlen, ab denen die Veröffentlichung 
eines Fotos angeblich bedenkenlos möglich 
sei. Eine derartige numerische Grenze hat es 
rechtlich jedoch nie gegeben! Entscheidend 
ist in diesem Zusammenhang allein die Fra-
ge, ob ein Bild personalisierbar ist oder nicht. 
Und so wie es bei der heutigen hohen Auf-
lösung von Fotos auch bei Gruppenfotos 
grundsätzlich möglich ist, einzelne Personen 
grundsätzlich zu erkennen, kann genauso 
gut ein Foto, auf welchem eine Einzelperson 
abgebildet ist, relativ bedenkenlos veröf-
fentlicht werden, wenn der Fokus auf etwas 
Anderem – bspw. einem Bauwerk oder ei-
ner anderweitigen Sehenswürdigkeit – liegt 
und die Person nicht klar zu erkennen ist. 

Grundsätzlich gilt:

Vieles beim Umgang mit Bildmaterial und 
Fotos befindet sich in rechtlichen „Grauzo-
nen“, deren Grenzen nicht immer eindeu-
tig zu erkennen sind, so dass eindeutige, 
allgemeingültige rechtssichere Aussagen 
schwer zu treffen sind. Bei Aufnahmen von 
Veranstaltungen etc. empfiehlt es sich daher 

grundsätzlich immer darauf zu achten, dass 
niemand zentral im Vordergrund steht – 
außer natürlich es geht ausdrücklich um die 
abgebildete Person (z.B. Würdigung heraus-
ragenden Engagements o.ä.) – oder tenden-
ziell eher Perspektiven gewählt werden, aus 
denen heraus die jeweiligen Personen nicht 
eindeutig erkannt werden können (bspw. 
Aufnahmen von oben oder schräg hinten).  
Zusätzlich können erläuternde Bildunter-
schriften (bspw. „Auf dem Gemeindefest 
herrschte reger Andrang.“ oder „Zentrale 
Station unserer Exkursion war der Kölner 
Dom.“) hilfreich sein, um den Fokus der 
Betrachter der einer Bildveröffentlichung zu-
grundeliegenden Intention entsprechend zu 
lenken; die Einhaltung der gesetzlichen Vor-
gaben zum Umgang mit personenbezogenen 
Daten (wie bspw. das Einholen erforderli-
cher Einwilligungen zur Veröffentlichung von 
Bildern) kann durch derartige Maßnahmen 
hingegen natürlich nicht umgangen werden. 
 
Wer Fotos oder Videos ohne Einverständnis 
der abgebildeten Person ins Internet stellt, 
kann sich strafbar machen. Entsprechen-
de Vergehen können mit Geldstrafen aber 
auch mit Freiheitsstrafen von bis zu einem 
Jahr geahndet werden. Es ist dement-
sprechend eine hohe Sensibilität im 
Umgang mit Foto- und Bildmaterial ge-
boten. Aktuelle Informationen, Musterbö-
gen u.ä. zu diesem Themenfeld finden sich 
auf der Homepage ehrenamt.bistum-
essen.de. Zudem steht der betriebliche 
Datenschutzbeauftragte des Bistums Essen 
gerne für Rückfragen und konkrete Anlie-
gen zur Verfügung.

IV. Veröffentlichung  
von Fotos und Videos



BISCHÖFLICHES GENERALVIKARIAT 

REFERAT EHRENAMT  
Zwölfling 16 · 45127 Essen

info@ehrenamt.bistum-essen.de 
ehrenamt.bistum-essen.de

Telefon 0201.2204-416 bzw. -583 
Telefax 0201.2204-841-416

 Frau    Herr    *      geboren am    , 

wohnhaft in    

 

ehrenamtlich tätig als / bei / in   

Ich verpflichte mich,

1.	 zur Einhaltung des Datengeheimnisses (§5 KDG) und zur Einhaltung des kirchlichen Datenschutzgeset-
zes und der dazu erlassenen Verordnungen in der jeweils geltenden Fassung. 

2.	 das Datengeheimnis auch nach Beendigung meiner Tätigkeit zu beachten. 

Darüber hinaus bestätige ich, dass ich auf die folgenden für die Ausübung meiner Tätigkeit spezifischen 
geltenden Bestimmungen (z.B. KMAO und KDG-DVO) hingewiesen wurde, und versichere deren Einhaltung.

 
Pfarrei / Gemeinde / Einrichtung

 
Ort / Datum / Name und Unterschrift der*des ehrenamtlich Engagierten

Dieser Bogen ist im Downloadbereich der Ehrenamtsseite:  
ehrenamt.bistum-essen.de erhältlich. 

Verpflichtungserklärung 
zum Datengeheimnis gemäß § 5 KDG   
(Gesetz über den kirchlichen Datenschutz)
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Wir möchten Sie über unseren Umgang mit Ihren personenbezogenen Daten informieren. Um 
unsere Informationspflichten nach den §§ 14 ff. des Kirchlichen Datenschutzgesetzes (KDG) zu 
erfüllen, stellen wir Ihnen nachfolgend gerne unsere Informationen zum Datenschutz dar:

Welche Daten von Ihnen werden von uns 
verarbeitet? Und zu welchen Zwecken?

Wenn wir Daten von Ihnen erhalten haben, 
dann werden wir diese grundsätzlich nur 
für die Zwecke verarbeiten, für die wir sie 
erhalten oder erhoben haben. Eine Daten-
verarbeitung zu anderen Zwecken kommt 
nur dann in Betracht, wenn die insoweit er-
forderlichen rechtlichen Vorgaben gemäß § 
6 Abs. 4 KDG vorliegen. Etwaige Informa-
tionspflichten nach § 15 Abs. 3 KDG und 
§ 16 Abs. 4 KDG werden wir in dem Fall 
selbstverständlich beachten. Siehe auch 
Übersicht am Ende des Dokumentes.

Auf welcher rechtlichen Grundlage 
basiert das?

Kirchliche Amtshandlungen (z. B. Taufe, 
Erstkommunion, Trauung) erfordern auf-
grund kirchenrechtlicher Verpflichtungen 
eine Dokumentation. Hierbei werden auch 
personenbezogene Daten verarbeitet. 

Wenn personenbezogene Daten auf Grund-
lage einer Einwilligung von Ihnen verar-
beitet werden, haben Sie das Recht, die 
Einwilligung jederzeit mit Wirkung für die 
Zukunft uns gegenüber zu widerrufen.

Wenn wir Daten auf Basis einer Interes-
senabwägung verarbeiten (z. B. Wahrneh-
mung seelsorglicher Aufgaben), haben Sie 

Grundsätze der Datenverarbeitung 
im Umgang mit dem Ehrenamt  
in der Kirchengemeinde XY

Wer ist für Datenverarbeitung 
verantwortlich?

Unser Datenschutzbeauftragter

Verantwortlicher im Sinne  
des Datenschutzrecht ist die

Kirchengemeinde XY 
Musterstr. 123 
12345 Musterstadt

Telefon: . . . 
E-Mail: . . .

vertreten durch:    
Pfarrer Max Mustermann

Wir haben einen betrieblichen Datenschutzbeauf
tragten für unsere Kirchengemeinde benannt. Sie er-
reichen diesen unter folgenden Kontaktmöglichkeiten:

– betr. Datenschutzbeauftragter –

Stefan Hänel 
Zwölfling 16 
45127 Essen

E-Mail: datenschutzbeauftragter@bistum-essen.de
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als Betroffene/r das Recht, unter Berück-
sichtigung der Vorgaben von § 23 KDG der 
Verarbeitung der personenbezogenen Daten 
zu widersprechen.

Wie lange werden die Daten gespeichert?

Wir verarbeiten die Daten, solange dies für 
den jeweiligen Zweck erforderlich ist.

Soweit gesetzliche Aufbewahrungspflichten 
bestehen – z.B. im Kirchenrecht oder Steu-
errecht – werden die betreffenden personen-
bezogenen Daten für die Dauer der Aufbe-
wahrungspflicht gespeichert. Nach Ablauf der 
Aufbewahrungspflicht wird geprüft, ob eine 
weitere Erforderlichkeit für die Verarbeitung 
vorliegt. Liegt eine Erforderlichkeit nicht 
mehr vor, werden die Daten gelöscht.

Selbstverständlich können Sie jederzeit (s.u.) 
Auskunft über die bei uns zu Ihrer Person 
gespeicherten Daten erhalten und im Falle 
einer nicht bestehenden Erforderlichkeit eine 
Löschung der Daten oder Einschränkung der 
Verarbeitung verlangen.

An welche Empfänger werden die Daten 
weitergegeben?

Eine Weitergabe Ihrer personenbezogenen 
Daten an Dritte findet grundsätzlich nur statt, 
wenn dies für die Durchführung des Vorgan-
ges mit Ihnen erforderlich ist, die Weitergabe 
auf Basis einer Interessenabwägung i.S.d. § 
6 Abs. 1 lit. g) KDG zulässig ist, wir rechtlich 
zu der Weitergabe verpflichtet sind oder Sie 
eine Einwilligung erteilt haben. Hinweise zu 
den jeweiligen Weitergaben finden Sie in der 
Tabelle in Spalte „Übermittlung an“. 

Verarbeitung im Auftrag

Im Rahmen der Datenverarbeitung können 
auch Aufgaben an Dienstleister weitergege-
ben werden, dabei werden die Vorgaben des 
KDG auch durch diesen beachtet. 

Ihre Rechte als „Betroffene“ gemäß 
§§17-25 KDG

Sie haben das Recht auf Auskunft über die 
von uns zu Ihrer Person verarbeiteten perso-
nenbezogenen Daten.

Bei einer Auskunftsanfrage bitten wir um Ver-
ständnis dafür, dass wir dann ggf. Nachweise 
von Ihnen verlangen, die belegen, dass Sie 
die Person sind, für die Sie sich ausgeben.

Ferner haben Sie ein Recht auf Berichtigung 
oder Löschung oder auf Einschränkung der Ver-
arbeitung, soweit Ihnen dies gesetzlich zusteht.

Auch haben Sie gegen die Verarbeitung 
im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben ein 
Widerspruchsrecht. Ein Recht auf Datenüber-
tragbarkeit besteht ebenfalls im Rahmen der 
datenschutzrechtlichen Vorgaben.

Insbesondere haben Sie ein Widerspruchs-
recht nach Art. 23 Abs. 1 und 2 KDG gegen 
die Verarbeitung Ihrer Daten im Zusammen-
hang mit einer Direktwerbung, wenn diese 
auf Basis einer Interessenabwägung erfolgt.

Beschwerderecht

Sie haben das Recht, sich über die Verarbei-
tung personenbezogener Daten durch uns 
bei der Aufsichtsbehörde für den kirchlichen 
Datenschutz (Kath. Datenschutzzentrum, Bra-
ckeler Hellweg 144, 44309 Dortmund, www.
katholisches-datenschutzzentrum.de) zu be-
schweren, wenn Sie der Ansicht sind, dass die 
Verarbeitung der Sie betreffenden personen-
bezogenen Daten gegen das KDG verstößt.
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genen Daten bei kirchlichen Amtshandlungen

Rechtsgrundlage Kategorien perso-
nenbezogener Daten

Quelle Übermitt-
lung an

Koordina-
tion der 
Ehren-

amtlichen 
und deren 

Arbeit

Einwilligung (§ 6 
Abs. 1 lit. b) KDG

Name, Geburtsdaten, 
Kontakt- und Adress-

daten des ehrenamtlich 
Tätigen, sowie deren 

Wünsche und Fähigkeiten

Ehrenamtlich 
Engagierte*r

Schutz von 
Kindern 

und ande-
ren Schutz
befohlenen

Präventionsord-
nung des Bistums 

Essen

Name, Geburtsdatum, 
Adresse, Datum des 

erweiterten Führungs-
zeugnisses, Selbst

verpflichtungserklärung

Ehrenamtlich 
Engagierte*r

Organisati-
on und Ko-
ordination 

von Fortbil-
dungen

Einwilligung (§ 6 
Abs. 1 lit. b) KDG

Name, Geburtsdaten, 
Kontakt- und Adress-

daten des ehrenamtlich 
Tätigen, sowie Konto-

daten

Ehrenamtlich 
Engagierte*r

Evtl. ans 
Generalvi-
kariat bei 
Kosten

erstattung





BISCHÖFLICHES GENERALVIKARIAT 

REFERAT EHRENAMT  
Zwölfling 16 · 45127 Essen

info@ehrenamt.bistum-essen.de 
ehrenamt.bistum-essen.de

Telefon 0201.2204-416 bzw. -583 
Telefax 0201.2204-841-416


